
Basel als Gastgeberstadt
geschrieben von Enesa Sefedini | Juni 23, 2026
Am  7.  Mai  2026  fand  die  Delegiertenversammlung  des
Zentralverbands Öffentliches Personal Schweiz in Basel statt.
Die Stadt am Rhein bot mit ihrer Geschichte, ihrer kulturellen
Vielfalt  und  ihrer  besonderen  Lage  im  Dreiländereck  einen
passenden Rahmen für die diesjährige Zusammenkunft.

Für die Vorstandsmitglieder begann die Veranstaltung bereits
am Vorabend. Sie wurden von Dr. Gregor Thomi, Präsident des
Baselstädtischen Angestellten-Verbandes (BAV), empfangen. In
angenehmer Atmosphäre bot sich Gelegenheit für erste Gespräche
und den persönlichen Austausch.

Am  Tag  der  Delegiertenversammlung  trafen  sich  die
Teilnehmenden im traditionsreichen Restaurant Löwenzorn. Der
Tagungsort  bot  den  passenden  Rahmen  für  die  morgendliche
Vorstandssitzung  sowie  die  anschliessende
Delegiertenversammlung mit Vertreterinnen und Vertretern der
Staatspersonal-, Gemeinde- und Fachverbände.

Zu  Beginn  der  Versammlung  richtete  Dr.  Gregor  Thomi  sein
Grusswort an die Delegierten. Dabei erinnerte er an die bald
130-jährige Zusammenarbeit zwischen dem ZV und dem BAV und
betonte die langjährige Verbundenheit zwischen den Verbänden.
 

Rückblick auf das vergangene Jahr
Im Zentrum der Delegiertenversammlung stand der Jahresbericht
2025. Zentralpräsident Urs Stauffer blickte auf die politische
und wirtschaftliche Entwicklung des vergangenen Jahres zurück.
Die wirtschaftliche Lage der öffentlichen Hand in der Schweiz
bezeichnete er weiterhin als stabil. Dadurch habe sich die
öffentliche  Hand  auch  im  Jahr  2025  als  verlässliche
Arbeitgeberin  präsentieren  können.

Gleichzeitig verwies er darauf, dass die Diskussionen rund um
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Arbeitsbedingungen, Löhne und Stellen im öffentlichen Dienst
zugenommen  haben.  Diese  Entwicklungen  würden  die  Verbände
weiterhin beschäftigen und erforderten auch in Zukunft ein
aktives  Engagement  für  die  Anliegen  des  öffentlichen
Personals.

Der  Jahresbericht  wurde  von  den  Delegierten  einstimmig
genehmigt.

Statutarische Geschäfte und Finanzen
Die  statutarischen  Geschäfte  konnten  speditiv  behandelt
werden.  Nach  der  Genehmigung  des  Protokolls  der
Delegiertenversammlung  2025  wurde  die  Jahresrechnung  2025
vorgestellt. Auch der Revisorenbericht wurde präsentiert. Die
Delegierten genehmigten die Rechnung einstimmig.

Ebenso  wurde  der  Mitgliederbeitrag  für  das  Jahr  2027
unverändert  bestätigt.  Das  Budget  2027  fand  ebenfalls  die
Zustimmung der Delegierten. Dabei wurde darauf hingewiesen,
dass  künftige  Fachtagungen  teilweise  über  den  Aktionsfonds
finanziert  werden  können.  Dank  einer  soliden  Finanzplanung
verfügt der Verband über eine gute Grundlage für zukünftige
Projekte und Aktivitäten.  

Wahlen und Verabschiedungen
Ein besonderer Moment der diesjährigen Delegiertenversammlung
war  die  Verabschiedung  von  Kurt  Gasser  aus  Köniz.  Nach
langjährigem  Engagement  im  Vorstand  des  ZV  wurde  ihm  für
seinen  grossen  Einsatz  gedankt.  Als  Anerkennung  seiner
Verdienste  wählten  ihn  die  Delegierten  einstimmig  zum
Ehrenmitglied.

Im Rahmen der Wahlen bestätigte die Delegiertenversammlung Urs
Stauffer einstimmig als Präsidenten. Auch die Mitglieder des
Vorstands und der Geschäftsleitung wurden wiedergewählt. Farah



Fasiolo und Lukas Bieri wurden für eine weitere zweijährige
Amtsdauer bestätigt.  

Vorstellung der Mitgliedschaftssoftware Webling
Im  Anschluss  stellte  Enesa  Sefedini  die
Mitgliedschaftssoftware Webling vor. Sie zeigte auf, wie die
Plattform  die  Verbände  in  ihrer  täglichen  Administration
unterstützen kann und welche Vorteile sich daraus für die
Mitglieder ergeben.

Besonders begrüsst wurde, dass die Nutzung der Software für
die angeschlossenen Verbände kostenlos möglich ist, da die
Finanzierung  durch  den  ZV  übernommen  wird.  Ziel  ist  es,
administrative Abläufe zu vereinfachen und die Zusammenarbeit
innerhalb der Verbände weiter zu unterstützen.  

Chur als Tagungsort 2027
Die Delegiertenversammlung bestimmte Chur als Austragungsort
der  DV  2027.  Die  älteste  Stadt  der  Schweiz  wird  die
Delegierten  am  13.  Mai  2027  empfangen.

Chur verbindet historische Tradition mit einer eindrucksvollen
Bergkulisse und bietet einen passenden Rahmen für die nächste
Zusammenkunft  des  ZV.  Bereits  heute  darf  man  sich  auf
interessante  Begegnungen  und  einen  weiteren  konstruktiven
Austausch freuen.  

Basler Traditionen und ein gelungener Abschluss
Nach Abschluss der statutarischen Geschäfte sorgte zunächst
Stefan Uehlinger mit seinem Referat über Schnitzelbangg und
Fasnacht für einen unterhaltsamen Beitrag. Mit viel Humor und
spannenden Einblicken in das Basler Brauchtum brachte er die
Anwesenden immer wieder zum Lachen und lockerte die Stimmung
auf.

Im Anschluss referierte Dr. Willi H.T. Rühl über die Zünfte



und  Gesellschaften  der  Stadt  Basel.  Er  vermittelte  den
Delegierten  interessante  Hintergründe  zur  Geschichte  und
Bedeutung dieser traditionsreichen Institutionen und rundete
den Basler Teil der Veranstaltung ab.

Beim anschliessenden Apéro im Restaurant Löwenzorn bot sich
den  Delegierten  und  Gästen  Gelegenheit  zum  persönlichen
Austausch.  In  angenehmer  Atmosphäre  wurden  Gespräche
weitergeführt und Kontakte gepflegt, bevor die Teilnehmenden
die Heimreise antraten.

 

PROTOKOLL  DER
DELEGIERTENVERSAMMLUNG
geschrieben von Gabriela Sollberger | Juni 23, 2026

Anwesend
• der Zentralpräsident
• 6 Mitglieder der Geschäftsleitung
• 8 Mitglieder des Vorstands
• 2 Ehrenmitglieder
• 9 Delegierte aus 7 Staatspersonalverbänden
• 21 Delegierte aus 15 Gemeindepersonalverbänden
• die 3 Sekretäre

Gäste
•  Horst  Bäuerle,  Ehrenvorsitzender  Beamtenbund  Baden-
Württemberg,  Freudenstadt
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• Hanspeter Hilfiker, Stadtpräsident Aarau
• Markus Dieth, Regierungsrat des Kantons Aargau
• Adrian Elsaesser, AXA-ARAG Rechtsschutz AG, Teufen AR
• Alina Totoescu, AXA-ARAG Rechtsschutz AG, Zürich
• Eddy Behrendt, Generali Versicherung
• Adrian Wüthrich, Travail.Suisse
• Johanna Bundi Ryser, VSPB

Ehrenmitglieder
• Walter Schopferer, Bolligen
• Toni Isenschmid, Thun

Der Zentralpräsident eröffnet die Tagung. Es folgen Grussworte
von  Stadtpräsident  Dr.  Hanspeter  Hilfiker  und  Dr.  Markus
Dieth, Regierungsrat des Kantons Aargau.

1.      Wahl der Stimmenzähler
Als Stimmenzähler für die heutge Delegiertenversammlung werden
Angelo Visconti und Bruno Bianchet bestimmt.

2.      Protokoll der Delegiertenversammlung 2021
Das Protokoll der Delegiertenversammlung vom 18. August 2021
in Kriens (vgl. Publikation in der ZV Info April 2022) wird
ohne Bemerkungen genehmigt.

3.      Jahresbericht 2021
Der Jahresbericht 2021 (vgl. die Publikation in der ZV Info
April  2022)  wird  mit  den  vom  Zentralpräsidenten  mündlich
gemachten Ergänzungen ohne Diskussion genehmigt.

4.      Jahresrechnung 2021 und Revisorenbericht
Brigitte Wilkinson erläutert den Rechnungsabschluss 2021. Sie
erklärt, wie der Verlust von CHF 30’802.03 zustande gekommen
ist.  Mehrausgaben  gab  es  im  Sekretariat,  in  der
Rechtsberatung, im Social Media / Webseiten-Bereich sowie beim
Posten Delegiertenversammlung.



Sekretär Dr. Ruedi Bürgi verliest den von Lukas Bieri und
Farah  Fasiolo  verfassten  Revisorenbericht.  Es  wird  darin
beantragt,  die  Jahresrechnung  2021  zu  genehmigen.  Brigitte
Wilkinson  wird  für  die  saubere  und  ordentliche
Rechnungsführung  der  beste  Dank  ausgesprochen.

Aus dem Kreis der Delegierten wurde je eine Frage zur Rechnung
und eine zum Budget 2023 gestellt:

• Wurden die Auslagen für die Webseite und Social Media im
Posten «Sekretariat» inkludiert?

• Wird dies im Budget 2023 separat aufgeführt?

Brigitte  Wilkinson  bejaht  beide  Fragen.  Es  sei
übersichtlicher, die Bereiche ab sofort getrennt zu führen.

Die Jahresrechnung 2021 wird einstimmig genehmigt.

5.      Digitalisierung der ZV Info
Hans Erdin informiert über das Projekt «Digitalisierung der ZV
Info». Ein Faktor hierfür seien die Druck- und Versandkosten
des  Papierformats  gewesen,  jedoch  nicht  nur.  Es  sollen
insbesondere jüngere Mitglieder erreicht werden. Die digitale
Zeitschrift soll per E-Mail versendet werden. Die Umsetzung
ist für das Jahr 2023 geplant.

6.      Rechtsschutzversicherung für alle
Die Rechtsfälle nehmen seit Jahren zu. Gründe dafür seien die
grössere Bereitschaft zu Streitereien, auch Corona habe eine
Rolle gespielt. Der zeitliche Aufwand sowie die Kosten steigen
seit  Jahren.  Die  Rechtsschutzversicherung  sei  nicht  mehr
rentabel, eine Kündigung des Vertragspartners stehe im Raum.
Dr.  Michael  Merker  erläutert,  weshalb  eine
Rechtsschutzversicherung  so  wichtig  ist,  und  erklärt  das
weitere Vorgehen.

Zu  diesem  Traktandum  haben  sich  einige  Mitgliederverbände



geäussert:

Personalverband der Gemeinde Köniz, René Schaad
Die Hauptversammlung finde im März 2023 statt, der Beitritt
könne  erst  zu  diesem  Zeitpunkt  erklärt  werden,  da  die
Zuständigkeit  zur  Erklärung  des  Beitritts  zu  einer
Rechtsschutzversicherung nicht beim Vorstand, sondern bei der
Hauptversammlung liege. Der Mitgliederbeitrag betrage seit ca.
20 Jahren CHF 24.00 pro Mitglied und Jahr, davon würden CHF
13.00  an  den  Zentralverband  gehen.  Für  die  nächste
Hauptversammlung müsse den Mitgliedern mitgeteilt werden, dass
sich  ihr  Mitgliederbeitrag  verdoppeln  werde.  Der  Vorstand
stelle  sich  nicht  gegen  den  Beitritt  zu  einer
Rechtsschutzversicherung.

Personalverband der Stadt Kriens, Markus Lang
Die  Sinnhaftigkeit  der  Rechtsschutzversicherung  werde  im
Vorstand gesehen, die Kosten stellten allerdings ein Problem
dar.  Als  kleiner  Verband  hättten  sie  bereits  jetzt  einen
Mitgliederbeitrag  von  CHF  40.00.  Die  Frage  sei,  ob  der
Zentralverband die Kosten senken oder subventionieren könne.

Antwort von Dr. Michael Merker: Der Mitgliederbeitrag von CHF
11.00  bzw.  13.00  sei  bereits  sehr  tief,  auch  die
Rechtsschutzversicherung (CHF 9 bzw. CHF 17) sei im Vergleich
zu anderen Verbänden unglaublich günstig.

Personalverband der Stadt Biel, Bruno Bianchet
Der  Personalverband  sei  auf  eine  Rechtsschutzversicherung
angewiesen, die Kosten für arbeitsrechtliche Konflikte könnten
nicht  selbst  getragen  werden.  Die  CHF  17.00  seien  extrem
günstig, der Personalverband der Stadt Biel schlage deshalb
vor,  dass  die  Mitgliederverbände  dem  Antrag  des
Zentralverbandes  folgen.



Staatspersonalverband  des  Kantons  Zug,  Jürg
Attinger
Der Staatspersonalverband des Kantons Zug ist sich nicht im
Klaren, wie sich die Kosten zusammenstellen. Sie müssten ihren
Mitgliederbeitrag  erhöhen  (aktuell  CHF  80.00).  Der
Personalverband habe bereits eine eigene Rechtsberatung. Sie
haben Angst, dass viele Austritte kommen würden. Die Risiken
seien  deshalb  höher  als  der  Nutzen  einer  solchen
Rechtsschutzversicherung. Zudem fänden sie es etwas diffus,
dass der Zentralverband nicht beantworten könne, wie viele
Fälle des SPV ZG begleitet worden seien. Für sie käme nur die
Prozesskostenversicherung  in  Frage,  zum  jetzigen  Zeitpunkt
würden sie den Antrag aber ablehnen.

Personalverband  der  Stadt  Bülach,  Angelo  R.
Visconti
Die  Rechtsschutzversicherung  sei  aus  Sicht  des
Personalverbandes  der  Stadt  Bülach  notwendig.  Sie  selber
hätten  in  den  letzten  Jahren  ca.  5  Fälle,  die  durch  Dr.
Michael Merker des Zentralverbandes betreut worden seien; zu
einem  Prozess  sei  es  dabei  nie  gekommen.  Für  den
Personalverband  der  Stadt  Bülach  habe  sich  die
Rechtsschutzversicherung bereits jetzt ausbezahlt. Sie seien
deshalb  klar  dafür,  dem  Antrag  des  Zentralverbandes
stattzugeben.

Personalverband Kanton Schwyz, Elias Tresch
Der Personalverband des Kantons Schwyz sei derselben Meinung
wie  der  Staatspersonalverband  des  Kantons  Zug.  Eine
Rechtsschutzversicherung  mache  sicherlich  Sinn.  Sie  hätten
ebenfalls einen eigenen Rechtsberater (Vorstandsmitglied), der
pro Jahr ca. 10 – 20 Fälle betreue. Der Personalverband des
Kantons Schwyz möchte ihren Mitgliedern erklären können, wie
viele Fälle sie genau hätten. Es sei deshalb ein Problem, wenn
sie  ohne  Informationen  vor  die  Hauptversammlung  treten



müssten. Sollte der Antrag angenommen werden, würden sie nur
die Prozesskostenversicherung wählen. Für den Personalverband
stelle sich die Frage, ob die Polizisten, die bereits eine
Rechtsschutzversicherung  abgeschlossen  hätten,  von  der
Bezahlung dieses Beitrags ausgenommen seien.

Antwort  von  Dr.  Michael  Merker:  Die  Polizisten  wären  von
dieser Regelung ausgenommen, da sie bereits über eine gute
Rechtsschutzversicherung verfügen würden.

Aargauer Staatspersonalverband, Catherine Merkofer
Der ASPV habe bereits die Vollkosten-Rechtsschutzversicherung
abgeschlossen und einen Mitgliederbeitrag von ca. CHF 50.00.
Die  Vollkosten-Rechtsschutzversicherung  sei  für  den  ASPV
zentral. Sie könnten die Rechtsberatung selbst bewältigen (2
Juristinnen),  allerdings  seien  sie  keine  Spezialisten  im
öffentlichen Personalrecht. Sie seien froh, dass sie die Fälle
einem Spezialisten wie Dr. Michael Merker überlassen könnten.

Gemeindepersonalverband Uri, Iwan Stampfli
Der Gemeindepersonalverband Uri sei derselben Meinung wie der
Staatspersonalverband  des  Kantons  Zug  sowie  der
Personalverband des Kantons Schwyz. Auch für sie sei nicht
klar, wie viele Rechtsfälle der Gemeindepersonalverband bisher
gehabt habe. Sie müssten dies den Mitgliedern erklären können.
Der Mitgliederbeitrag müsste bei Annahme des Antrags erhöht
werden. Er findet es schade, dass eine Mitgliedschaft beim
Zentralverband  mit  dem  Rechtsschutz  gekoppelt  wird.  Der
Gemeindepersonalverband  Uri  bittet  deshalb  um  eine  Lösung,
trotz  einer  Ablehnung  des  Antrags  noch  Mitglied  beim
Zentralverband  bleiben  zu  können.

Verband  des  Staats-  und  Gemeindepersonals
Baselland, Simon Habermacher
Der  VSG  BL  habe  bereits  die  Prozesskosten-Versicherung
abgeschlossen.  Der  Verband  sei  überzeugt,  dass  sie  eine



Rechtsschutzversicherung  brauchen  würden.  Über  Jahre  hätten
sie keine Fälle, bis dann der erste grosse Fall eingetreten
sei. Dank der Rechtsschutzversicherung hätten schlussendlich
ca. 100 Personen profitieren können. Der VSG BL finde die
Rechtsschutzversicherung  eine  gute  Sache  und  empfehle  den
Antrag des Zentralverbandes anzunehmen.

Staatspersonalverband Solothurn, André Grolimund
Der Staatspersonalverband habe ebenfalls eine eigene Lösung.
Es  sollten  ihrer  Meinung  nach  nur  diejenigen
Mitgliederverbände die Versicherung abschliessen müssen, die
dies auch wünschen. Wenn der Antrag angenommen werde, sei es
für sie wichtig, dass kantonale Rechtsanwälte berücksichtigt
würden.

Antwort  von  Dr.  Michael  Merker:  Es  würden  keine
ausserkantonalen  Rechtsanwälte  bestellt.  Die
Mitgliederverbände könnten einen Verbandsanwalt benennen.

Antrag Rechtsschutz für alle und Ermächtigung für
das weitere Vorgehen
•  28  ja  /  5  nein  /  4  Enthaltungen  (Gesamtvorstand  hat
ebenfalls  abgestimmt)

Bezüglich  der  Berechtigung   der  Vorstands-  und
Geschäftsleitungsmitglieder  zur  Stimmabgabe  bestehen
Unsicherheiten.

•  2  der  14  Vorstandsmitglieder  haben  sich  der  Stimme
enthalten.  Deshalb  sind  12  Ja-Stimmen  als  ungültig  zu
erklären.

• Trotz diesen ungültigen Stimmen wird dem Antrag zugestimmt.

7.      Jahresbeitrag 2023
Der Jahresbeitrag von Fr. 13.– unter Gewährung der an der DV
2008 beschlossenen Rabatte wird einstimmig genehmigt.



8.      Voranschlag 2023
Der  Voranschlag  2023  wird  in  der  von  Brigitte  Wilkinson
vorgestellten Form, also ohne Veränderungen, mit 25 Ja-Stimmen
und 2 Enthaltungen genehmigt.

9.      Verabschiedung
Der  Zentralpräsident  würdigt  Vorstandsmitglied  Barbara
Weilenmann,  Personalverband  der  Stadt  Schaffhausen  die  von
ihren Funktionen zurücktritt.

10.  Wahlen
•  Urs  Stauffer  wird  für  eine  weitre  Amtsperiode  als
Zentralpräsident  bestätigt.

• Annina Fricker, St. Gallen, und Dr. Markus Dürrenberger,
Basel-Stadt,  werden  als  neue  Mitglieder  in  den  Vorstand
gewählt.

•  Die  übrigen  bisherigen  Mitglieder  werden  wie  folgt
wiedergewählt:  Urs  Bertsch,  Patricia  Stöckli,  Kurt  Gasser,
Rico Roth, Simon Habermacher, Iris Braunwalder, Susanne Gisler
und Marc von Rotz

• Die Geschäftsleitungsmitglieder werden in ihren Funktionen
ebenfalls bestätigt: Hans Erdin, Urs Graf, Brigitte Wilkinson
und Dr. Corinne Saner.

• Die Revisoren Farah Fasiolo und Lukas Bieri wurden ebenfalls
für eine weitere Amtsperiode wiedergewählt.

11.  Anträge
Innert der statutarischen Frist sind keine Anträge eingereicht
worden.

12.  Tagungsort DV 2023
Als nächster Tagungsort für die Delegiertenversammlung 2023
wird die Stadt Zug bestimmt. Das Datum wurde zum jetzigen



Zeitpunkt noch nicht festgelegt. Es wird jedoch zu gegebener
Zeit bekannt gegeben.

Aarau den 12. Mai 2022

Gabriela Sollberger


